Ausgabe A. 


Gelekblatt 
für die Freie Stadt Danzig 


— — . —k—ꝶ — — ͤ——— ͤ — 

Nr. 56 Ausgegeben Danzig, den 21. Juli 1934 

Juhalt: Rechtsverordnung betreffend den Erlaß einer Apothekerordnunn g S. 539 
Verordnung zur Aenderung von Vorſchriften des Strafrechts und des Strafverfahrens S. 551 

176 Rechts verordnung 


betreffend den Erlaß einer Apothekerordnung. 
Vom 13. Juli 1934. 
Auf Grund des § 1 Ziffer 49 und des $ 2 des Geſetzes zur Behebung der Not von Volk und 
Staat vom 24. Juni 1933 (G. Bl. S. 273) wird mit Geſetzeskraft eine Apothekerordnung erlaſſen. 
Artikel I 
Die Apothekerordnung hat folgenden Wortlaut: 
Apothekerordnuung 
1. Abſchnitt 
Vom Apotheker 
A. Apothekerſchaft und Geſundheitspflege 


8 1 
Berufung der Die Apothekerſchaft der Freien Stadt Danzig in ihrer Geſamtheit iſt zum 
Apothekerſchaft Geſundheitsdienſt an der Bevölkerung der Freien Stadt Danzig berufen. 
82 


. des einzelnen Die Tätigkeit des einzelnen Apothekers iſt in Erfüllung öffentlicher Auf 
pothelers gaben Dienſt am Kranken und an der Geſundheit des Volkes. 


B. Erwerb und Verluſt der Berufsſtellung als Apotheker 


8 3 
Berechtigung zur Aus⸗ Den Apothekerberuf innerhalb des Gebietes der Freien Stadt Danzig ſelb⸗ 
übung des ſtändig auszuüben iſt nur berechtigt, wer im Beſitze einer in der Freien Stadt 
Apotheker berufs Danzig gültigen, d. h. durch den Senat anerkannten Approbation iſt. Der 
Anerkennung hat die Zuſtimmung der Apothekerkammer vorauszugehen. 
Kandidaten der Pharmazie, Aſſiſtenten und Apothekerpraktikanten (Nicht⸗ 
approbierte Apothekenmitarbeiter) dürfen ihre berufliche Tätigkeit nur unter ver⸗ 
antwortlicher Leitung eines approbierten Apothekers ausüben. 


8 4 - 
Bezeichnung als Den Titel Apotheker darf nur führen, wer die ſtaatlich anerkannte Appro⸗ 
Apotheker bation beſitzt und 
1. im Apothekerberuf oder in der chemiſch⸗pharmazeutiſchen Großinduſtrie 
oder dem entſprechenden Großhandel als Apotheker tätig iſt; 
2. eine beamtete Stellung als Apotheker einnimmt oder eine dieſer gleich⸗ 
zuſetzende Berufstätigkeit als Apotheker ausübt. 
Jeder, der als Apotheker aus einem in Abſatz 1 und 2 näher bezeichneten 
Berusfverhältnis ausſcheidet, darf den Titel Apotheker nur mit Genehmigung 
der Apothekerkammer weiterführen. 


8 5 
Ausländer als (1) Ausländern mit entſprechender abgeſchloſſener Ausbildung kann nach 
Apotheker Stellungnahme der Apothekerkammer die Ausübung des Apothekerberufes inner⸗ 


halb des Gebietes der Freien Stadt Danzig durch den Senat, Abteilung für 
Geſundheitsweſen und Bevölkerungspolitik, widerruflich geſtattet werden. 
(Achter Tag nach Ablauf des Ausgabetages: 29. 7. 1934.) 
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(2) Ausländer, die nach Abſ. 1 die Befugnis zur Ausübung des Apotheker⸗ 
berufs erhalten haben, ſtehen den nach §S 3 approbierten Apothekern vorbehalt⸗ 
lich beſonderer Beſtimmungen gleich. 


86 
Verſagung der Mner⸗ Die Anerkennung der Approbation iſt zu verſagen: 
Wan der Appro⸗ a) demjenigen, der die bürgerlichen Ehrenrechte nicht beſitzt. Iſt gegen ihn 
wegen einer ſtrafbaren Handlung, welche den Verluſt der bürgerlichen 
Ehrenrechte zur Folge haben kann, die öffentliche Klage erhoben, ſo iſt 
die Entſcheidung über die Anerkennung der Approbation bis zur Be⸗ 
endigung des öffentlichen Verfahrens auszuſetzen; 

b) demjenigen, der ſich eines Verhaltens ſchuldig macht, das ihn unwürdig 
macht, der Apothekerſchaft anzugehören. Vor der Entſcheidung iſt die 
Apothekerkammer gutachtlich zu hören. 

8 7 
Widerruf der Aner⸗ Die Anerkennung der Approbation iſt zu widerrufen: 
1 der Appto⸗ ah wenn die Unrichtigkeit der Nachweiſe dargetan it, auf Grund deren die 
f i Approbation erlangt iſt, 

b) wenn ſich ergibt, daß die Anerkennung der Approbation gemäß § 6 
hätte verſagt werden müſſen, 

c) wenn der Approbierte durch berufsgerichtliches Urteil für unwürdig 
erklärt iſt oder für unwürdig erklärt wird, der Apothekerſchaft weiter 
anzugehören, 

d) wenn dem Apotheker die bürgerlichen Ehrenrechte aberkannt werden. 

8 8 
Wiederanerkennung 


Die Wiederanerkennung der Approbation kann nur mit Zuſtimmung der 
der Approbation Apothekerkammer erfolgen. 


8 9 
Approbation und (1). Durch die Anerkennung der Approbation durch den Senat der Freien 
Ausübung des 


Stadt Danzig erlangt der Apotheker die ſtaatliche Berufung zur Ausübung des 
Apothekerberufs Apothekerberufs im Gebiet der Freien Stadt Danzig. 

(2) Das Recht zur Ausübung des Apothekerberufs ruht jedoch, wenn der 
Approbierte infolge eines körperlichen Gebrechens oder wegen eingetretener 
Schwäche ſeiner geiſtigen Kräfte oder wegen Rauſchgiftſucht oder aus einem 
ſonſtigen Grunde zur Erfüllung der Pflichten eines Apothekers unfähig erſcheint. 

(3) Das Recht zur Ausübung des Apothekerberufs ruht ferner, wenn im 
berufsgerichtlichen Verfahren ein Verbot der Ausübung der Tätigkeit als 
Apotheker verhängt iſt. 

(4) Die nichtapprobierten Apothekenmitarbeiter (8 3 Abſ. 2), bei denen 
dieſelben Mängel vorliegen, die bei approbierten Apothekern das Recht zur 
Ausübung des Apothekerberufs (Abſ. 2) ruhen laſſen, dürfen in den Apotheken 
nicht beſchäftigt werden. 


f § 10 
Verfahren i Über die Verſagung und Entziehung der Anerkennung der Approbation 
und über das Ruhen der Ausübung des Apothekerberufs mit Ausnahme des 
§ 9 Abſ. 3, entſcheidet die für die Anerkennung der Approbation zuſtändige 
Stelle nach Stellungnahme der Apothekerkammer. 
f 8 11 
Verluſt der Bei ausländiſchen Apothekern (§ 5) finden die SS 6 bis 10 hinſichtlich ihrer 
Berechtigung bei Berechtigung zur Ausübung des Apothekerberufs entſprechende Anwendung. 
ausländiſchen 
Apothekern 8 12 
Verzicht auf die Ein Verzicht auf die Approbation iſt unwirkſam, jedoch kann auf die Aus⸗ 
Approbation 5 


übung der Berufstätigkeit verzichtet werden. Im letzten Falle beſtimmt die 
Apothekerkammer, wie weit ein ſolcher Verzicht von den allgemeinen Berufs- 
pflichten befreit. 


Konzeſſionserteilung 


Mit dem Beruf ver⸗ 
bundene Pflichten 


Verhalten gegenüber 
Arzten und Kranken 


Verhalten gegenüber 
Standesgenoſſen 
und Mitarbeitern 


Schweigepflicht 


Strafvorſchrift 


Aufbau 
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C. Die Berufsſtellung des Apothekers 
8 13 
(1) Die Erlaubnis zur Errichtung einer neuen ſowie zur Übernahme einer 
beſtehenden Apotheke erteilt der Senat, Abteilung für Geſundheitsweſen und 
Bepölkerungspolitik mit Zuſtimmung der Apothekerkammer. 0 
(2) Die Ausübung des Apothekerberufes im Umherziehen iſt verboten. 


i 8 14 

Der Apotheker iſt verpflichtet, ſeinen Beruf gewiſſenhaft auszuüben und ſich 
durch ſein Verhalten innerhalb und außerhalb ſeines Berufes der Achtung und 
des Vertrauens würdig zu zeigen, die ſein Beruf erfordert. Er ſoll im beſonderen: 

1. ſich jeder geſchäftlichen Tätigkeit enthalten, die gegen die Standeswürde 
verſtößt, 

2. jegliche übertriebene oder marktſchreieriſche Anpreiſung unterlaſſen, 

3. Abmachungen mit Dritten (3. B. Arzten, Tierärzten, Zahnärzten, Heil⸗ 
kundigen etc.) betreffs Zuweiſung von Beſtellungen nicht treffen ſowie 
Vergütungen irgend welcher Art an ſolche Perſonen nicht gewähren. 

8 15 a 
(1) Der Apotheker hat ſich gegenüber dem Publikum jeglicher Empfehlung 
oder Herabſetzung von Arzten oder ihrer Verordnungen zu enthalten. Hat er 
Bedenken, eine ärztliche Verordnung anzufertigen, ſo ſoll er den vorgeſchriebenen 
Weg gemäß 8 33 der Apothekenbetriebsordnung beſchreiten. 
(2) In der Beratung des Publikums hat er äußerſt vorſichtig und zurück⸗ 


haltend zu ſein, Ratſuchende anzuhalten, in Krankheitsfällen ärztliche Hilfe in 


Anſpruch zu nehmen. 
8 16 0 
Das Verhalten des Apothekers gegenüber ſeinen Standesgenoſſen und 
Apothekenmitarbeitern ſoll ſich nach dem Grundſatz richten, daß jeder dem andern 
gegenüber ſo handelt, wie er es von dem andern ſich ſelbſt gegenüber 
erwartet. f 
Deshalb hat jeder unlautere Wettbewerb und jede herabſetzende Kritik ſei 
es perſönlicher, ſei es ſachlicher Art den Standesgenoſſen gegenüber zu unter⸗ 
bleiben. 
8 17 
Der Apotheker iſt verpflichtet, über alle Tatſachen, die ihm kraft Ausübung 
ſeines Berufes bekannt werden, Stillſchweigen zu bewahren, ſoweit nicht das 
Geſetz oder eine höhere ſittliche Pflicht ihn davon entbinden. Ob eine ſolche 
Pflicht vorliegt, entſcheidet im Zweifelsfalle der Führer der Apothekerkammer. 


8 18 


Wer den Beſtimmungen der SS 4 und 13 Abſ. 2 zuwiderhandelt, wird mit 
Gefängnis bis zu 5 Jahren oder Geldſtrafe bis zu 10000, — G beſtraft. 


2. Abſchnitt 
Von der Apothekerſchaft 
A. Allgemeine Beſtimmungen 


8 19 =: 
(J) Die Geſamtheit der im Gebiete der Freien Stadt Danzig tätigen 


Apotheker iſt „Die Danziger Apothekerſchaft.“ 


(2) Die „Danziger Apothekerſchaft“ gliedert ſich in die Apothekerkammer 


und die „Standesgemeinſchaft Deutſcher Apotheker“ (St. D. A.), Gau Danzig, E. V. 
(3) Die Apothekerkammer iſt eine Körperſchaft des öffentlichen Rechts. 
Sie iſt rechtsfähig. N Base | ö b g 
(4) Die „Standesgemeinſchaft Deutſcher Apotheker“ (St. D. A.), Gau : 


Danzig, E. V. iſt ein eingetragener Verein mit dem Sitz in Danzig. . 


Bee 


Aufgaben und Rechte 


Durchführung der 
Aufgaben 


Aufſicht 


Vollziehung 
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(5) Die Apothekerkammer und die Standesgemeinſchaft Deutſcher Apotheker 
(St. D. A.), Gau Danzig, E. V. ſind die Träger der Aufgaben der berufs⸗ 
ſtändiſchen Vertretung, in folgendem kurz „berufsſtändiſche Körperſchaften“ 
genannt. 

8 20 

() Aufgabe der berufsſtändiſchen Körperſchaften (§ 19, Abſ. 5) iſt der 
Dienſt an der Geſundung und Geſunderhaltung der Bevölkerung der Freien 
Stadt Danzig. 

(2) Sie vertreten die Apothekerſchaft und ſorgen dafür, daß ein ſittlich 
und wiſſenſchaftlich hochſtehender Apothekerſtand bereitſteht. Sie haben auf 
ein gedeihliches Verhältnis der Apotheker untereinander hinzuwirken. 

(3) Sie nehmen die Belange der Apothekerſchaft wahr und ſind zum Ab⸗ 
ſchluß von Geſamtverträgen, auf Grund derer die Apotheker in der öffent⸗ 
lichen Geſundheitspflege oder bei nicht öffentlichen Stellen die Verſorgung 
mit Heilmitteln und Artikeln zur Krankenpflege übernehmen, allein berechtigt. 
Die berufsſtändiſchen Körperſchaften können Apotheker zur Erfüllung der von 
ihnen geſchloſſene Verträge verpflichten. 

(4) Sie treten für die freie Apothekenwahl ein. 

(5) Sie ſind Träger der Selbſtverwaltung des Apothekerſtandes. 

(6) Sie können Einrichtungen ſchaffen, die den Zweck haben, den Apothekern 
und ihren Hinterbliebenen eine Verſorgung zu gewähren. 

(7) Sie erſtatten Gutachten an Behörden und Gerichte oder benennen 
auf Anfordern Gutachter. 

(8) Sie arbeiten in allen Angelegenheiten ihres Aufgabenkreiſes mit Be⸗ 
hörden des Staates, den Gemeinden und Körperſchaften des öffentlichen Rechts 
zuſammen. Sie ſind im Rahmen ihrer Aufgaben dieſen Stellen gegenüber zu 
Anfragen, Vorſtellungen und Anträgen berechtigt. Die vorgenannten Stellen 
haben die berufsſtändiſchen Körperſchaften vor Regelungen in Fach- und Stan⸗ 
desangelegenheiten zu hören und ihnen auf Anfragen Auskunft zu erteilen. 


8 21 I 

(I) Die Apothekerkammer kann, um die einheitliche Dieu 98 im 
§ 20 feſtgelegten gemeinſamen Aufgaben ſicherzuſtellen, der „Standesgemein⸗ 
ſchaft“ Anweiſungen geben, in welcher Weiſe die Aufgaben durchzuführen find. 

(2) Die Apothekerkammer kann die „Standesgemeinſchaft“ mit der Er⸗ 
ledigung beſonderer Aufgaben der Apothekerkammer beauftragen und für die 
Erfüllung dieſer Aufgaben Richtlinien geben. 

(3) Die Apothekerkammer kann, falls ihre Anweiſungen nicht befolgt 
werden, die Aufſichtsbehörde ($ 22, Ziff. 1) anrufen. 

(4) Die Standesgemeinſchaft Deutſcher Apotheker hat von ſich aus alles 
zu tun, um die Beſtrebungen und — der Apothekerkammer zu ver⸗ 
wirklichen. 

(5) Die berufsſtändiſchen 8 ben ſich gegenſeitig, insbeſondere 
auf Erſuchen hin, zu unterſtützen. 

(6) Die Apotheker ſind an die Beſchlüſſe ihrer berufsſtändiſchen Körper⸗ 
ſchaften gebunden, beamtete Apotheker jedoch nur inſoweit, als uch ihre 
amtlichen Verpflichtungen nicht beeinträchtigt werden. 


8 22 
(0 Die Aufſicht über die berufsſtändiſchen Körperſchaften führt der Senat, 
Abteilung für Geſundheitsweſen und Bevölkerungspolitik. 
(2) Die Aufſicht erſtreckt ſich insbeſondere darauf, daß die Geſetze und die 
ſonſtigen Beſtimmungen beachtet werden. 


j 8 23 „ 

5 Die berufsſtändiſchen Körperſchaften find berechtigt, die Apotheker 

zur Befolgung ihrer den berufsſtändiſchen Körperſchaften gegenüber beſtehenden 

Pflichten durch Ordnungsſtrafen 2 az ordnen die N 
ſchen Körperſchaften. i 8 u 


Allgemeines 


Meldungsweſen 


Allgemeine Aufgaben 


Standesordnung 


Verteilung der 
Apotheken 


Tätigkeit in der öffent⸗ 
lichen Geſundheits⸗ 
pflege 
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(2) Die Beitreibung der Ordnungsſtrafen erfolgt durch die berufsſtändiſchen 
Körperſchaften im Verwaltungszwangsverfahren. Die Ordnungsſtrafen fließen 
in die Kaſſen der berufsſtändiſchen Körperſchaften. 


B. Die einzelnen berufsſtändiſchen Körperſchaften 
J. Die Apothekerlammer 
Allgemeine Beſtimmungen 
8 24 a ; 

(1) Die „Apothekerkammer“ umfaßt das Gebiet der Freien Stadt Danzig. 
Sie hat ihren Sitz in Danzig. 

(2) Sie führt ein Siegel mit dem Wappen der Freien Stadt Danzig und 
mit der Umſchrift: „Apothekerkammer der Freien Stadt Danzig“. 

(3) Der Apothekerkammer unterſtehen unbeſchadet der Ausnahmen im 
§ 21, Abſ. 6 alle Apotheker und nichtapprobierten Apothekenmitarbeiter (S 3, 
Abſ. 2) im Gebiete der Freien Stadt Danzig. 


8 25 i 

(1) Jeder Apothekenleiter iſt verpflichtet, ſich und feine Mitarbeiter ſowie 
die nicht im Apothekerberuf ausgebildeten Hilfskräfte der Apothekerkammer 
zu melden. Dieſe macht der zuſtändigen Medizinalbehörde die erforderliche 
Mitteilung. 

(2) Die bei der Meldung an die Apothekerkammer zu machenden Angaben 
und die erforderlichen Unterlagen werden von der Apothekerkammer beſtimmt. 
Dieſe ordnen auch das Nähere zur Führung eines Landesapotheker⸗Regiſters an. 

(3) Die Apothekerkammer kann die Mithilfe der ſtaatlichen und kommu⸗ 
nalen Behörden in Anſpruch nehmen. 


Aufgaben der Apothekerkammer 
8 26 

(1) Die Apothekerkammer hat die gemeinſamen Intereſſen der berufsſtän⸗ 
diſchen Körperſchaften für das Gebiet der Freien Stadt Danzig wahrzunehmen. 
Sie hat dafür Sorge zu tragen, daß dieſe ihre Aufgaben einheitlich durch⸗ 
führen. f a 

(2) Der Apothekerkammer ſtehen insbeſondere zu: 

a) die Pflege und Vermittlung des Verkehrs mit allen Behörden, Ge⸗ 
meinden, Körperſchaften des öffentlichen Rechts und der Preſſe, 
die Mitarbeit und ſachverſtändige Beratung bei den der Volksgeſundheit 
dienenden Beſtrebungen und Einrichtungen und deren Geſtaltung, 
c) die Wahrung und Förderung der ethiſchen und wirtſchaftlichen In⸗ 
tereſſen des Apothekerſtandes, n g 
die Förderung der pharmazeutiſchen Ausbildung und Pflege der Fort⸗ 
bildung, 

e) die Förderung der pharmazeutiſchen Wiſſenſchaft und Technik, 

f) die Führung des Landesapotheker⸗Regiſters, 

g) die Vertretung der Danziger Apothekerſchaft. . 2 

= $ 27 Be 

Die Apothekerkammer erläßt eine Standesordnung. In ihr regelt ſie u. a. 
die Beziehungen der Apotheker untereinander ſowie die Rechte und Pflichten der 
Apotheker gegen Staat und Volk. 5 ’ 


b 


— 


d 


— 


8 28 f 

Die Apothekerkammer regelt mit Genehmigung des Senats, Abteilung für 
Geſundheitsweſen und Bevölkerungspolitik die gerechte und den Bedürfniſſen 
der Bevölkerung entſprechende Verteilung der Apotheken im Gebiete der Freien 
Stadt Danzig. 5 ? ns 

8 29 

(1) Die Apothekerkammer hat das Recht, bei der Auswahl von Apothekern 
für den Verwaltungsdienſt in der öffentlichen Geſundheitspflege und für Rezept⸗ 
reviſionen mitzuwirken. 5 19 1 ; ee 


Vertragsweſen 


Mitglieder der 
Apothekerkammer 


Amtsſtellen der 
Apothekerkammer 


Der Führer, Führer⸗ 
rat und Mitglieder 
der Apotheker⸗ 

kammer 
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(2) Sie kann gegen die Eignung eines Apothekers bei den zuſtändigen 
Stellen begründete Bedenken vortragen, um die Beſchäftigung oder Weiter⸗ 
beſchäftigung zu verhindern. Dieſe Stellen ſollen die Apothekerkammer hören 
und deren Vorſchläge nach Möglichkeit berückſichtigen. 
(3) Die Apothekerkammer kann gegebenenfalls Einſpruch beim Senat, 
Abteilung für Geſundheitsweſen und Bevölkerungspolitik einlegen, der endgültig 


über die Eignung des Apothekers entſcheidet. 


8 30 

(1) Zum Abſchluß von Verträgen hinſichtlich der Abgabe von Heilmitteln 
und Artikeln zur Krankenpflege auf Koſten des Staates, der Gemeinden, der 
Krankenkaſſen, der Berufsgenoſſenſchaften, der Landesverſicherungsanſtalt und der 
Verbände der öffentlichen Fürſorge und der kommunalen Wohlfahrtspflege, 
ſind ausſchließlich die Apothekerkammer oder mit deren Genehmigung die 
Standesgemeinſchaft Deutſcher Apotheker berechtigt. 

(2) Die Apothekenkammer kann die Apotheker zur Erfüllung dieſer ge⸗ 
ſchloſſenen Verträge verpflichten. 


(3) Derartig geſchloſſenen Verträgen entgegenſtehende geſetzliche Beſtim⸗ 


mungen treten inſoweit außer Kraft. 


Die Verfaſſung der Apothekerkammer 
s 31 

(1) Die Apothekerkammer beſteht aus 6 Mitgliedern, von denen einer der 
Führer iſt und 2 (je ein Apothekenleiter und ein approbierter Apothekenmit⸗ 
arbeiter) den Führerrat bilden. Für dieſe 6 Mitglieder der Kammer ſind 6 Stell— 
vertreter vorzuſehen. 

(2) Die Mitglieder und Stellvertreter müſſen die Danziger Staatsange⸗ 
hörigkeit haben und zur Hälfte Apothekenleiter und zur Hälfte approbierte 


Apothekenmitarbeiter ſein. 


(3) Die Mitgliedſchaft gilt für die Dauer von 4 Jahren. 
(4) Die Amter als Mitglieder der Apothekerkammer und des Führerrates 


dürfen nur aus einem wichtigen Grunde vor Ablauf der Mitgliedſchaft oder der 


Amtszeit niedergelegt werden. Hierüber entſcheidet der Führer der Apotheker⸗ 
kammer endgültig. 5 

(6) Im Falle zeitweiliger oder dauernder Verhinderung eines Kammermit⸗ 
gliedes beſtimmt der Führer die Stellvertretung aus der Zahl der Mitglieder 


oder Stellvertreter. 


(6) Im übrigen regelt die Apothekerkammer das Nähere. 


8 32 
Amtsſtellen der Apothekerkammer find der Führer und der Führerrat. 


8.33 

(1). Die Mitglieder der Apothekerkammer und ihre Stellvertreter werden 
vom Senat auf Vorſchlag der berufsſtändiſchen Körperſchaften berufen. 

(2) Der Senat als Aufſichtsbehörde ernennt einen Staatskommiſſar bei der 
Apothekerkammer. 

(3) Die Mitglieder der Apothekerkammer wählen den Führer und den 
Führerrat, ſowie deren Stellvertreter. 

Die Wahl erfolgt in der erſten Sitzung der Apothekerkammer unter Leitung 
des Staatskommiſſars, durch Abſtimmung in beſonderen Wahlgängen. Ab⸗ 


ſolute Mehrheit entſcheidet. 


(4) Wo das Geſetz Aufgaben der Apothekerkammer zuweiſt beſtimmt der 


Führer; wieweit dieſe Aufgaben von ihm oder ſeinen Beauftragten, vom Führer⸗ 


rat oder der Geſamtheit der Apothekerkammer wahrzunehmen ſind. 
(5) Der Führer leitet die Geſchäfte der Apothekerkammer und vertritt die 


Apothekerkammer nach außen. 


(6) Die Mitglieder des Führerrats ſtehen dem Führer zur Seite und 
haben ihm in allen Angelegenheiten der Führung zu beraten und zu unterſtützen. 


Geſchäftsordnung der 


Apothekerkammer 


Sitzungen des Führer⸗ 
rats und der 
Apothekerkammer 


ee 


Beiträge 


Aufgaben 


Berufsaufſicht 


545 
8 34 a 
Die Apothekerkammer kann ſich eine Geſchäftsordnung geben, die der Ge⸗ 
nehmigung des Senats, Abteilung für Geſundheitsweſen und Bevölkerungs⸗ 
politik bedarf. 
Ss 35 
(1) Der Führer beruft nach feinem Ermeſſen den Führerrat und die 195 
thekerkammer zu Sitzungen. Eine Sitzung der Apothekerkammer muß einberufen 
werden, wenn die Aufſichtsbehörde es verlangt. 
(2) Die Aufſichtsbehörde iſt rechtzeitig zu den Kammerſitzungen unter Mit⸗ 
teilung der zur Beratung anſtehenden Angelegenheiten einzuladen. Ihre Ver⸗ 
treter können jederzeit das Wort nehmen. 


8: 86. 
(J) Die Apothekerkammer beſtimmt die Art und Weile, wie ihre Ver⸗ 
öffentlichungen zu erfolgen haben. 
(2) Mit dem Zeitpunkt der Veröffentlichung erhält dieſe Wirkſamkeit, 
wenn nicht ihr Inhalt etwas anderes beſagt. 


§ 37 u 
(1) Die Apothekerkammer kann zur Erfüllung ihrer Aufgaben von den 
Apothekern feſte Beiträge oder Beiträge in Geſtalt eines Hundertſatzes der Ein⸗ 
nahmen aus der Berufstätigkeit als Apotheker erheben. Sie kann dieſe Beiträge 
auch ſtaffeln und je nach Zweckbeſtimmung des Beitrages und nach Art der 
Einnahmen unterſchiedlich geſtalten. 
Die Steuerämter haben auf Verlangen der Apothekerkammer Aufſchluß 
über die Einnahmen der Apotheker zu geben. 
(2) Bewilligt die Apothekerkammer keine ausreichenden Beiträge, ſo ſetzt 


der Führerrat die erforderliche Beitragshöhe mit Genehmigung der Aufſichts⸗ 
behörde feſt. 


II. Die Standasgemeinſchaft Deutſcher Apotheker 
(St. D. A.), Gau Danzig, E. V. 
8 38 
(1) Der Aufbau und die Aufgaben der Standesgemeinſchaft Deutſcher 
Apotheker (St. D. A.), Gau Danzig, E. V., der Erwerb und Verluſt der Ver⸗ 
einsmitgliedſchaft, Rechte und Pflichten der Vereinsmitglieder werden durch die 
Satzung der Standesgemeinſchaft Deutſcher Apotheker (St. D. A.), Gau a 
E. V., beſtimmt. 
3. Abſchnitt 
Berufsaufſicht, Schlichtung, Schiedsweſen und eee 
§ 39. 


(1): Die Apothekerkammer hat darüber zu wachen, daß der Apotheker die 
mit ſeinem Beruf verbundenen Pflichten gewiſſenhaft erfüllt. Verletzt ein 
Apotheker dieſe Pflichten, ſo hat der Führer den Apotheker zu belehren und 
kann ihn auf gemeinſamen mit Stimmenmehrheit gefaßten Beſchluß des Führers 
und des Führerrates verwarnen oder ihm einen Verweis erteilen, auch Ord⸗ 
nungsſtrafen bis zu 300 G verhängen. 

(2) Gegen die Verhängung einer Ordnungsſtrafe nach Abſ. 1 kann der 
Apotheker innerhalb 2 Wochen nach Empfang der Mitteilung Beſchwerde bei 
dem Führer einlegen. Die Beſchwerde hat die Wirkung eines Antrages des 
Apothekers auf Einleitung des Berufsgerichtsverfahrens (§S 47). Das Berufs⸗ 
gericht kann auch auf eine ſchwerere Strafe erkennen als diejenige, die von dem 
Führer verhängt worden iſt. Wird Beſchwerde nicht innerhalb der Friſt ein⸗ 
gelegt, jo wird die Ordnungsſtrafe rechtskräftig. Dem Apotheker ſteht in dieſem 
Falle nicht mehr das Recht zu, einen Antrag auf Einleitung eines Berufsgerichts⸗ 
verfahrens zu ſtellen. 


(3) Im übrigen regelt Die Apothekerkammer das Nähere über die Berufs⸗ 
aufſicht. g 
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§ 40 

Glauben Dritte, daß der Apotheker ſeine Berufspflichten verletzt habe, 
ſo können ſie die Apothekerkammer zur Nachprüfung oder Schlichtung anrufen. 
Der Führer entſcheidet, ob die Einleitung eines e er⸗ 
forderlich 15 

8 8 41 

(1) Bei Streitigkeiten unter Apothekern hat der Führer auf Antrag eines 
Apothekers eine Schlichtung des Streites zu verſuchen. Bei beruflichen Streitig⸗ 
keiten zwiſchen Apothekern und Dritten findet die Vermittlung nur auf Antrag 
oder mit Zuſtimmung des Dritten ſtatt. 

(2) Der Führer kann von den beteiligten Apothekern Auskunft und perſön⸗ 
liches Erſcheinen verlangen. Bei unberechtigter Verweigerung der Auskunft oder 
des Erſcheinens kann von ihm eine Ordnungsſtrafe bis zu 150,— G verhängt 
werden, gegen beamtete Apotheker jedoch nicht, wenn es ſich um Angelegenheiten 


handelt, die mit ihren amtlichen Pflichten zuſammenhängen. 


(8) Iſt eine Schlichtung nicht möglich, ſo erläßt der Führer einen Schieds⸗ 
ſpruch, wenn die Parteien ſich unter Verzicht auf weitere Rechtsverfolgung mit 
einem ſchiedsrichterlichen Verfahren einverſtanden erklären. Auf das ſchieds⸗ 
richterliche Verfahren finden die für Schiedsgerichte geltenden Beſtimmungen der 
Zivilprozeßordnung Anwendung. 

(4) Im übrigen kann die Apothekerkammer nähere ln. über das 
Schlichtungsweſen und Schiedsgerichtsweſen treffen. 


Berufsgerichtsbarkeit 
I. Die Berufsgerichte und ihre Mitglieder 
8 42 | 
Die Berufsgerichtsbarkeit wird durch beſondere Gerichte ausgeübt. Bei der 
Apothekerkammer iſt ein Berufsgericht und ein Berufsgerichtshof zu bilden. 


8 43 

(1) Das Berufsgericht beſteht aus 2 Apothekern und einem zum Richteramt 
befähigten Juriſten. Die Mitglieder des Berufsgerichts werden von der Apo⸗ 
thekerkammer auf die Dauer der Amtsperiode der Apothekerkammer ernannt. 
Den Vorſitz führt der zum Richteramt befähigte Juriſt, deſſen Ernennung mit 
Genehmigung des Gerichtspräſidenten erfolgt. 

(2) Der Berufsgerichtshof beſteht aus einem richterlichen Mitglied des 
Obergerichts, einem Landgerichtsrat und 5 Apothekern. Die richterlichen Mit⸗ 
glieder des Berufsgerichtshofes werden vom Gerichtspräſidenten der Freien 
Stadt Danzig für die Dauer der Amtszeit der Apothekerkammer ernannt. Von 
den Apotheker⸗Mitgliedern des Berufsgerichtshofes werden zwei vom Senat 
und drei von! der Apothekerkammer auf die Dauer der Amtszeit der Apotheker⸗ 
kammer ernannt. Den Vorſitz führt das richterliche Mitglied des Obergerichts. 
Der Führer und die Mitglieder des Führerrates dürfen nicht Mitglieder des 
Berufsgerichts oder des Berufsgerichtshofes ſein. Der Führer hat jedoch das 
Recht, der Verhandlung beizuwohnen oder ſich durch einen Beauftragten ver⸗ 
treten zu laſſen. Der Führer oder ſeine Beauftragten ſind zu der Hauptverhand⸗ 
lung als Beteiligte gemäß § 56 Abſ. 1 zu laden. 

(3) Die Apothekerkammer ſetzt die Entſchädigung für die Berufsrichter Felt. 


II. Die Zuständigkeit der Berufsgerichte 
8 44 

(1) Die Berufsgerichtsbarkeit erſtreckt ſich auf alle Apotheker, die der 
Apothekerkammer unterſtehen, auf beamtete Apotheker jedoch nur inſoweit, 
als ihre Tätigkeit nicht einem Dienſtſtrafverfahren unterliegt. 

(2) Verletzt ein Apotheker die ihm obliegenden Pflichten, ſo hat er die 
berufsgerichtliche Beſtrafung verwirkt. Bei 5 beamteter Apotheker 
iſt die vorgeſetzte Dienſtbehörde zu benachrichtigen. 
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i § 45 
Gerichts⸗, Verwaltungs⸗ und Verwaltungsgerichtsbehörden ſind verpflichtet, 
auf Erſuchen der Berufsgerichte zwecks Aufklärung des Tatbeſtandes Auskünfte 
zu erteilen. Die Berufsgerichte ſind berechtigt, auch die örtlichen Polizeibehörden 
um Auskunft oder um protokollariſche Vernehmung von Perſonen zu erſuchen. 


III. Berufsrichterliches Vermittlungsverfahren 
§ 46 
Die Berufsgerichte können in jeder Lage des Verfahrens die Beilegung von 
Streitigkeiten vermitteln, welche ſich aus dem Berufsverhältnis zwiſchen Apo⸗ 
thekern und einem Apotheker und einem Dritten ergeben. Bei Streitigkeiten 
zwiſchen einem Apotheker und einem Dritten findet ein Vermittlungsverfahren 
nur auf Antrag oder mit Zuſtimmung des Dritten ſtatt. 


IV. Verfahren vor den Berufsgerichten 
1. Allgemeine Beſtimmungen 
8 47 

(1) Die Einleitung des Berufsgerichtsverfahrens kann von Amts wegen 
erfolgen oder durch Antrag, den jeder an das Berufsgericht ſtellen kann, ver⸗ 
anlaßt werden. Die berufsſtändiſchen Körperſchaften müſſen die Einleitung des 
Berufsgerichtsverfahrens beantragen, wenn es mit Rückſicht auf das Anſehen 
des Apothekerſtandes geboten erſcheint. 

(2) Das Verfahren wird durch Verfügung des Vorſitzenden des Berufs⸗ 
gerichts eingeleitet. Die Einleitung kann ſowohl aus rechtlichen wie aus tatſäch⸗ 
lichen Gründen abgelehnt werden. 

8 48 

(1) Die berufsgerichtliche Verfolgung einer Verfehlung verjährt in 5 Jahren. 
Bei Verfehlungen, die eine nach allgemeinem Strafrecht ſtrafbare Handlung 
darſtellen, oder mit einer ſolchen in Verbindung ſtehen, verjährt die berufs⸗ 
gerichtliche Verfolgung nicht, bevor die Strafverfolgung verjährt iſt. 

(2) Jede Handlung des Vorſitzenden oder eines beauftragten Mitgliedes 
des Berufsgerichts oder des Richters im ſtrafgerichtlichen Verfahren, das wegen 
der gleichen Verfehlungen gegen den beſchuldigten Apotheker gerichtet iſt, unter⸗ 
bricht die Verjährung. Nach der Unterbrechung beginnt eine neue Verjährung. 


8 49 
Der Beſchuldigte kann ſich in jeder Lage des Verfahrens eines zum 
Richteramte befähigten Juriſten oder eines Apothekers als Beiſtand bedienen, 
dem auf Verlangen Einſicht in die Unterſuchungsakten zu gewähren iſt. 


Ss 50 
(1) Die berufsgerichtlichen Strafen md: 
a) Verweis, ! 
b) Geldſtrafe bis zu 10000 G, 
e) die Erklärung, daß der Beſchuldigte unwürdig iſt, der Apothekerſchaft 
weiter anzugehören. 
(2) Verweis und Geldſtrafe können nebeneinander als Strafen aus⸗ 
geſprochen werden, 
(3) Die Strafe iſt nach der Schwere der Verfehlungen unter Berückſichti⸗ 
gung der geſamten Führung des Apothekers zu bemeſſen. 
(4) In geeigneten Fällen kann auf Veröffentlichung der berufsgerichtlichen 


! 


8 51 
() Das Berufsgericht beſchließt und entſcheidet in der Beſetzung mit 
3 Mitgliedern. Beſchlüſſe und Urteile des Berufsgerichts bedürfen der einfachen 
Stimmenmehrheit. Soll auf Ausſchluß aus der Apothekerſchaft erkannt werden 
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(S 50 10, fo iſt Einſtimmigkeit erforderlich. Sie ſind von den Mitgliedern des 
Berufsgerichts, welche bei der Entſcheidung mitgewirkt haben, zu unterſchreiben. 

(2) Die Entſcheidung des Berufsgerichts iſt von dem Vorſitzenden zu ver⸗ 
künden. 

(3) Iſt gegen den beſchuldigten Apotheker wegen derſelben Verfehlungen 
bereits ein ſtrafgerichtliches Verfahren durchgeführt worden, ſo ſind für das 
Berufsgerichtsverfahren die tatſächlichen Feſtſtellungen des im Strafgerichts⸗ 
verfahren ergangenen Urteils bindend. 


2. Nichtförmliches Berufsgerichtsverfahren 
8 52 

(1) Verweiſe und Geldſtrafen bis zu 300 G können ohne förmliches Berufs⸗ 
gerichtsverfahren durch Beſchluß des Berufsgerichts verhängt werden. 

(2) Die für die Beſchlußfaſſung erforderlichen Ermittlungen find anzu⸗ 
ſtellen und aktenkundig zu machen. Hinſichtlich Art und Umfang der Ermittlungen 
iſt das Berufsgericht durch Anträge nicht gebunden. Vor der Verhängung einer 
Strafe muß der Beſchuldigte gehört werden. 

(3) Das Verfahren wird durch einen Beſchluß abgeſchloſſen, der nur auf 
Beſtrafung oder Einſtellung des Verfahrens lauten kann. Es kann auch eingeſtellt 
werden, wenn eine Verfehlung zwar vorliegt, dieſe aber ſo geringfügig iſt, daß 
eine Beſtrafung gegebenenfalls auch unter Berücksichtigung der geſamten Führung 
des Beſchuldigten nicht angebracht erſcheint. J 

3. Förmliches Berufsgerichtsverfahren 
8 53 

Das förmliche Berufsgerichtsverfahren beſteht aus dem Ermittlungsver⸗ 

fahren und der Hauptverhandlung. 


(1) Das Verfahren wird durch einen Beſchluß des Berufsgerichts eröffnet, 
in welchem die dem Beſchuldigten zur Laſt gelegten Verfehlungen aufzuführen 
ſind. Außerdem iſt in dem Beſchluß ein Mitglied des Berufsgerichts zu benennen, 
das das Ermittlungsverfahren führt. 

(2) Die Eröffnung des Verfahrens kann von dem Berufsgericht ſowohl aus 
rechtlichen wie aus tatſächlichen Gründen abgelehnt werden. 


Ss 55 

(1) Nach der Eröffnung des Verfahrens findet zunächſt das Ermittlungs⸗ 
verfahren ſtatt, in dem das vom Berufsgericht beſtimmte Mitglied alle ſach⸗ 
dienlichen Beweiſe zu erheben hat. Das Ermittlungsverfahren iſt ſoweit zu 
führen, daß ſich in der Regel eine weitere Beweisaufnahme erübrigt. 

(2) Iſt das Ziel des Ermittlungsverfahrens erreicht, ſo überſendet das 
damit beauftragte Mitglied des Berufsgerichts die Akten dem Berufsgericht. 
Das Berufsgericht beſchließt darüber, ob es das Ermittlungsverfahren für 
abgeſchloſſen oder deſſen Ergänzung zur weiteren Aufklärung der Sache für 
erforderlich hält. Ergibt ſich, daß der Eröffnungsbeſchluß weſentlich zu erachtende 
Tatſachen noch nicht enthält, ſo iſt er zu ergänzen. Der vom Berufsgericht zu 
erlaſſende Ergänzungsbeſchluß muß insbeſondere die dem Beſchuldigten zur Laſt 
gelegten Verfehlungen durch Angabe der ſie begründenden Tatſachen bezeichnen 
und, ſoweit in der Hauptverhandlung Beweis erhoben werden ſoll, die Beweis⸗ 
mittel angeben. 

§ 56 

(1) Die Vorbereitung der Hauptverhandlung liegt dem Vorſitzenden des 
Berufsgerichts ob, der die Sitzungen zu beſtimmen und die Beteiligten dazu zu 
laden hat. Die Hauptverhandlung iſt nicht öffentlich. Sie beginnt mit dem 
Aufruf des Beſchuldigten und der etwa geladenen Zeugen und Sachverſtändigen. 
Alsdann verlieſt der Vorſitzende oder ein Mitglied des Berufsgerichts in Ab⸗ 
weſenheit der Zeugen den Beſchluß über die Eröffnung des Verfahrens, gege⸗ 
benenfalls auch den Ergänzungsbeſchluß und trägt das Ergebnis des bisherigen 
Verfahrens vor. ö i 
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(2) Daran ſchließt ſich die Vernehmung des Beſchuldigten, der Zeugen und 
Sachverſtändigen. Die Ausſagen nicht geladener, aber bereits vernommener 
Zeugen und Sachverſtändiger können in der Hauptverhandlung verleſen werden. 

(3) Zum Schluß der Hauptverhandlung ſind der Beſchuldigte und ſein 
Beiſtand mit ihren Ausführungen zu hören. Der Führer oder ſeine Beauftragten 
müffen auf ihren Antrag ebenfalls gehört werden. Dem Beſchuldigten gebührt 
das letzte Wort. 

(4) Das Berufsgericht kann nach freiem Ermeſſen weitere Beweiserhebungen 
beſchließen. 

(5) Die Hauptverhandlung kann ſtattfinden, auch wenn der Beſchuldigte 
trotz ordnungsmäßiger Vorladung nicht erſchienen iſt. 

(6) Die Hauptverhandlung ſchließt mit der Verkündung des Urteils, 
das nur auf Freiſprechung, Beſtrafung oder Einſtellung des Verfahrens lauten 
darf. Das Berufsgericht entſcheidet unter Beachtung der Berufsordnung und 
der ſonſtigen Regelungen nach ſeiner freien Überzeugung. Auf Einſtellung des 
Verfahrens kann erkannt werden, wenn eine Verfehlung zwar vorliegt, dieſe 
aber ſo geringfügig iſt, daß eine Beſtrafung gegebenenfalls auch unter Berück⸗ 
ſichtigung der geſamten Führung des Beſchuldigten nicht angebracht erſcheint. 


V. Verbot der Tätigkeit als Apotheker 
8 57 f 

(1) Iſt gegen einen Apotheker ein förmliches Berufsgerichtsverfahren ein⸗ 
geleitet, ſo kann gegen ihn durch Beſchluß des Berufsgerichts ein Verbot beruf⸗ 
licher Tätigkeit verhängt werden, wenn zu erwarten iſt, daß er im Berufsgerichts⸗ 
verfahren für unwürdig erklärt werden wird, der Apothekerſchaft anzugehören. 

(2) Der Beſchluß kann nur auf Grund mündlicher Verhandlung ergehen. 
Er iſt mit Gründen zu verſehen und dem Beſchuldigten zuzuſtellen. Mit der 
Zuſtellung des Beſchluſſes iſt dem Apotheker verboten, weiterhin als Apotheker 
tätig zu ſein. Ein Apotheker, der dem Verbot zuwiderhandelt, kann mit der im 
8 50 Abſ. 1c bezeichneten Strafe belegt werden, ſofern nicht nach den beſonderen 
Verhältniſſen des Falles eine der in 8 50 Abſ. 1 a und b bezeichneten Strafen 
als ausreichende Sühne erſcheint. 

(3) Gegen den Beſchluß auf Verbot beruflicher Tätigkeit ſteht dem Apo⸗ 
theker die Rechtsbeſchwerde 5 den Berufsgerichtshof zu. Sie hat keine auf⸗ 
ſchiebende Wirkung. 

VI. Nechtsmittel 
1. Rechtsbeſchwerde 
8 58 

(1) Urteile des Berufsgerichts können von dem Führer oder von dem 
Beſchuldigten mit der Rechtsbeſchwerde an den Berufsgerichtshof angefochten 
werden. Die Rechtsbeſchwerde iſt ausgeſchloſſen gegen Urteile des Berufsgerichts, 
die auf Verweis oder Geldſtrafe bis zu 1000 Ge oder auf mehrere dieſer Strafen 
erkennen, es ſei denn, daß das un in feinem Urteil die Rechtsbeſchwerde 
für zuläſſig erklärt hat. 

(2) Die Rechtsbeſchwerde dam nur darauf geſtützt werden, daß: 

a) die Entſcheidung auf Nichtanwendung oder unrichtiger Anwendung des 

beſtehenden Rechts oder auf einen Verſtoß wider den klaren Inhalt der 
Akten beruhe, 
b) das Verfahren an weſentlichen Mängeln leide. 

(3) Der Nachprüfung des Berufsgerichtshofes unterliegt auch die Höhe der 
vom Berufsgericht verhängten Strafen, ſowie die Beweiswürdigung des Berufs⸗ 
gerichts. Der Berufsgerichtshof kann nach einem freien Ermeſſen Beweiſe er⸗ 
heben. 

i 8 59 
- (1) Die Rechtsbeſchwerde iſt bei dem Berufsgericht ſchriftlich einzulegen. Die 


Rechtsbeſchwerdefriſt beträgt 2 Wochen und beginnt mit dem Ablauf des Tages, 


an dem das Urteil dem Beſchuldigten und dem Führer zugeſtellt worden iſt. 
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or Der Beihmwerbeführer ſoll die Beſchwerde ſchriftlich begründen. Die 
Friſt für die Begründung beträgt 2 Wochen. Sie beginnt mit dem Ablauf der 
Rechtsbeſchwerdefriſt. 

(3) Wird die Rechtsbeſchwerde darauf geſtützt, daß das Verfahren an 
weſentlichen Mängeln leide, ſo ſind in der Rechtsbeſchwerdebegründung die Tat⸗ 
ſachen anzugeben, die den Mangel ergeben. Wird ſonſt die Verletzung einer 
Rechtsnorm oder ein Verſtoß wider den klaren Inhalt der Akten gerügt, jo ſoll 
die Begründung die verletzte Norm oder den Verſtoß bezeichnen. 


Ss 60 

(1) Der Berufsgerichtshof beſchließt und entſcheidet nach mündlicher Be⸗ 
ratung in der Beſetzung von a Mitgliedern mit einfacher Stimmenmehrheit. 
Soll auf Ausſchluß aus der Apothekerſchaft erkannt werden, ſo müſſen dem 
Ausſchluß 5 Mitglieder zuſtimmen. 

(2) Der Berufsgerichtshof iſt an die geltend gemachten Gründe nicht ge⸗ 
bunden. Soweit die Rechtsbeſchwerde für begründet erachtet wird, iſt das ange⸗ 
fochtene Urteil aufzuheben. In dieſem Falle kann der Berufsgerichtshof in der 
Sache ſelbſt entſcheiden oder die Sache an das Berufsgericht zurüdverweilen. Das 
Urteil des Berufsgerichtshofes unterliegt keiner Anfechtung. 


2. Beſchwerde 
5 61 
Beſchlüſſe des Berufsgerichts ſind mit der Beſchwerde nur in den Fällen 
anfechtbar, in denen die Berufsgerichtsordnung die Beſchwerde ausdrücklich 
zuläßt. Die Beſchwerdefriſt beträgt 2 Wochen. Über die Beſchwerde entſcheidet 
der Berufsgerichtshof ohne mündliche Verhandlung durch Beſchluß. 


8 62 
‚Sit das Verfahren durch ein rechtskräftiges Urteil geen ſo it 
gegen denſelben Beſchuldigten wegen derſelben Verfehlungen nur ein Wieder⸗ 
aufnahmeverfahren zuläſſig. ö 


VII. Wiederaufnahme des Verfahrens 
§ 63 
Ein förmliches Berufsgerichtsverfahren, das durch eine Entſcheidung (Urteil 
oder Beſchluß) des Berufsgerichts rechtskräftig abgeſchloſſen worden war, 
kann aus den Gründen wieder aufgenommen werden, aus denen nach den Be⸗ 
ſtimmungen der Strafprozeßordnung ein 5 wieder aufgenommen werden 
kann. n e | 235 
VIII. Koſten 
8 64 
Für das Berufsgerichtsverfahren werden die baren Auslagen in Anſatz 
gebracht. Dieſe ſind von dem Vorſitzenden des Berufsgerichts e Die 
Feſtſetzung iſt vollſtreckbar. 
i „ Vollſtreckung 
a 5 § 65 
Arteile und Beſchlüſſe ſind erſt nach erlangter Rechtskraft vollſtreckbar. 
Die Strafen des Verweiſes und der Erklärung, daß der Apotheker unwürdig 
iſt, der Apothekerſchaft weiter anzugehören, gelten mit der Rechtskraft der 
Entſcheidung als vollſtreckt, in der ſie ausgeſprochen ſind. 


§ 66 5 
Geldſtrafen werden im Verwaltungszwangsverfahren beigetrieben und fließen 
in die Kaſſe der Apothekerkammer. a d 
8 67 N i 
Ordnungsſtrafen ($ 39), Geldſtrafen und dem Beſchuldigten auferlegte 


Koſten können von der Apothekerkammer unter Berückſichtigung der geſamten 


Führung des N e ganz wi che, 1 oder erlaſſen 


werden. 


1 
X. Friſten und Zuſtellungen l 
i 2 Ss 68 u: 
Friſten, Friſtverſäu⸗ (1) Auf die Berechnung der Friſten, auf die Wiedereinſetzung in den, 
mung, Wiederein⸗ vorigen Stand wegen Friſtverſäumung finden die einschlägigen Vorſchriften 


ſetzung in den vori⸗ 5 
en Stand und der Strafprozeßordnung Anwendung. 


tellung (2) Zuſtellungen erfolgen unter entſprechender Anwendung der einſchlä⸗ 
gigen Vorſchriften der Strafprozeßordnung. f f i : 

XI. Ermächtigung 
Fe 8 69 
Ermächtigung Der Senat wird ermächtigt, das Berufsgerichtsverfahren durch eine Be⸗ 
rufsgerichtsordnung zu regeln, vor deren Erlaß die Apothekerkammer zu hören iſt. 


b f Artikel II 
Der Senat wird ermächtigt, zur Durchführung, Ausführung und Ergänzung dieſer Verordnung 
Rechtsverordnungen und allgemeine Verwaltungsvorſchriften zu erlaſſen. 
. Artikel III 
Die Verordnung tritt mit der Veröffentlichung in Kraft. 


Danzig, den 13. Juli 1934. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Dr. Rauſchning Dr. Kluck 


177 Verordnung 
zur Anderung von Vorſchriften des Strafrechts und des Strafverfahrens. 
Vom 12. Juli 1934. 


Auf Grund des $ 1 Ziffer 25, 28, 9 und des $ 2 des Geſetzes zur Behebung der Not von Volk 
und Staat vom 24. Juni 1933 (G. Bl. S. 273) wird folgendes mit Geſetzeskraft verordnet: 


Artikel! 
Das Strafgeſetzbuch wird geändert wie folgt: 
Im 8 16 wird der Abſ. 3 durch folgende Vorſchrift erſetzt: 
§ 15 Abſ. 2 findet Anwendung. 


Artikel II 
Die Strafprozeßordnung wird geändert wie folgt: 
1. Der 8 115 a erhält folgende Faſſung: 
Solange der Beſchuldigte ſich in Unterſuchungshaft befindet, iſt jederzeit von Amts wegen 
darauf zu achten, ob die Fortdauer der Haft zuläſſig und notwendig iſt. 
2. Die SS 114d, 115 Satz 2, SS 115 b, 115 c, 115 d, 124 Abſ. 4 werden geſtrichen. 
3. Der 8 201 erhält folgenden neuen Abſatz 3: 
Auf Antrag der Staatsanwaltſchaft iſt die Friſt im Abſatz 1 Satz 1 bis auf 24 Stunden 
zu verkürzen. 
4, Der $ 217 erhält folgenden neuen Abſatz 3: 


Auf Antrag der Staatsanwaltſchaft iſt die Friſt im Abſatz 1 bis auf 24 Stunden zu ver⸗ 
kürzen. 


U 


Artikel III 

Das Gerichtsverfaſſungsgeſetz wird geändert wie folgt: = 

$ 119 Abſ. 2 des Gerichtsverfaſſungsgeſetzes erhält folgende Sätze 2 und 3: 

In den Fällen der SS 93 a, b und e des Strafgeſetzbuchs kann die Staatsanwaltſchaft die Zuſtän⸗ 
digkeit der Strafkammer und des Amtsgerichts dadurch begründen, daß ſie bei einem dieſer Gerichte 
Anklage erhebt. Die Staatsanwaltſchaft ſoll von dieſer Möglichkeit nur bei Strafſachen von minderer 
Bedeutung Gebrauch machen. 


. 
2 


552 
Artikel IV N 
8 16 Ab). 3 des Strafgeſetzbuchs in der Faſſung des Artikels I findet auch auf Merſonen An⸗ 
wendung, die vor Inkrafttreten dieſer Verordnung verurteilt worden ſind. i 5 
Artikel V 5 
Dieſe Verordnung tritt mit dem Tage der Verkündung in Kraft. 


5 
' x 


Danzig, den 12. Juli 1934. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Dr. Rauſchning Dr. Wiercinski⸗Keiſer 


Schriftleitung: Geſchäftsſtelle des Gefehblattes und Stontsanzelgets. — Drud on Schroth in Danzig. : 


